
PA\942616DE.doc PE514.860v01-00

DE In Vielfalt geeint DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT 2009 - 2014

Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten

2013/2145(BUD)

5.7.2013

ENTWURF EINER 
STELLUNGNAHME
des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten

für den Haushaltsausschuss

zu dem Entwurf des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das 
Haushaltsjahr 2014 - Alle Einzelpläne
(2013/2145(BUD))

Verfasser der Stellungnahme: José Ignacio Salafranca Sánchez-Neyra



PE514.860v01-00 2/4 PA\942616DE.doc

DE

PA_NonLeg



PA\942616DE.doc 3/4 PE514.860v01-00

DE

VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Haushaltsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. hält die umfangreichen Kürzungen der Mittel für Verpflichtungen in Rubrik 4 um 12,5% 
für sehr besorgniserregend; betont, dass es selbst in Zeiten vermehrter Haushaltsdisziplin 
und -zwänge äußerst wichtig ist, weiterhin angemessene Mittel für die globalen 
Tätigkeiten der EU bereitzustellen, damit sie ihre im Vertrag von Lissabon ausgeführten 
Verpflichtungen erfüllen kann; unterstreicht, dass alle Anstrengungen unternommen 
werden sollten, um die weitreichenden Kürzungen und ihre Auswirkungen für die EU als 
globaler Akteur zu beschränken;

2. hebt daher hervor, dass, soweit möglich, versucht werden sollte, in Bezug auf die 
Verpflichtungen für die wesentlichen außenpolitischen Finanzinstrumente der EU den 
Umfang des Haushaltsplans 2013 aufrechtzuerhalten, damit die internationale Rolle der 
EU nicht unnötig geschwächt wird;

3. erachtet vor allem die besonders gravierenden Kürzungen in Bezug auf das Europäische
Nachbarschaftsinstrument (ENI) als besorgniserregend, die die Beziehungen zu den 
östlichen und südlichen Nachbarländern, eine der wesentlichen Prioritäten der EU-
Außenpolitik, erheblich gefährden könnten; betont, dass ohne angemessene Finanzmittel 
der leistungsbezogene Grundsatz ("mehr für mehr") als grundlegender Mechanismus der
einschlägigen Finanzinstrumente grundsätzlich in Frage gestellt wird; fordert mit 
Nachdruck, einen Großteil der Kürzungen der Verpflichtungen für das ENI rückgängig zu 
machen;

4. hebt hervor, dass die EU im südlichen Mittelmeerraum unbedingt eine aktive Rolle 
spielen muss und dass es im Interesse der EU liegt, weitere demokratische Entwicklungen 
in den östlichen Nachbarländern zu unterstützen; äußert Sorge, dass mit umfangreichen 
Kürzungen bei den einschlägigen Instrumenten wenig Spielraum bliebe, auf plötzliche 
Entwicklungen zu reagieren und Hilfen im notwendigen Umfang aufrechtzuerhalten, um 
die im Übergang begriffenen Länder zu unterstützen, was die politischen Ziele der EU in 
der Region in höchstem Maße gefährden könnte; 

5. stellt fest, dass die Verteilung der Kürzungen der Verpflichtungen auf die einzelnen 
Instrumente kaum erläutert wird, was in Anbetracht der sehr großen Unterschiede von 
deren Umfang besonders befremdet; fordert die Kommission auf, die Gründe für die 
Verteilung der Kürzungen weiter zu erläutern

6. stellt fest, dass die Marge für Rubrik 4 dieses Jahr erneut erheblich verringert wurde und 
wenig Spielraum für Flexibilität bei den politischen Prioritäten lässt; betont, dass so 
geringe Margen inakzeptabel sind, da sie die Rolle untergraben, die das Parlament in den 
Haushaltsverhandlungen spielen kann;

7. begrüßt die Einsparungen, die der Europäische Auswärtige Dienst (EAD) in seinem 
Haushaltsplan vornehmen konnte, vermerkt jedoch mit Sorge die steigenden Kosten und 
empfiehlt, dass Schritte im Hinblick auf den Kauf von Delegationsgebäuden eingeleitet
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werden sollten, wenn dies unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten als sinnvoll erscheint; 
begrüßt ebenso die bisher unternommenen Anstrengungen zur Verringerung von Stellen 
der höheren Ebene, unterstreicht aber, dass diese noch nicht ausreichen; vertritt weiterhin 
die Auffassung, dass die besondere Situation des EAD eine teilweise Ausnahme von den 
den anderen Institutionen auferlegten strengen Sparzielen erfordert.


